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zu bewahren und geſetzmäßige Zuſtände zu ſichern.
Gründung, wie auch beim Ausbau der Einrichtung ſei jeder
bedanke an eine Verwendung zu militäriſchen Zwecken, insbe-
ſondere zur Vorbereitung eines Kampfes gegen einen auswär-
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Keueſte Tagesnachrichten
x In der Nationalverfamm lung wurde das Geſetz
effend Grundſchule und Aufhebung der Vor-

hulen unter Ablehnung der Anträge der Rechten in dritter
efung angenommen.

Die interalliierte Kommiſſion in Ober-
leſien hat die Wahl von Betriebs räten entgegen
ten früher gefaßten Beſchluß genehmigt.

x Im beſetzten Weſten ſind alle Verſamm-
ungen für einen Monat verboten worden.

x Die engliſche Regierung hat in einem Funken
„ramm die Sowjetregierung zu Waffenſtill-
andsver handlungen aufgefordert, die auch eine
nneſtie für die Reſte der DenikinArmee einſchließen müßten.

x Nach einer Havasmeldung aus San Remo wird
werika nicht auf der Konferenz vertreten ſein.

Um die Einwohnerwehren
Eine deutſche Proteſtnote.

In Sachen der Einwohnerwehrfrage hat die
eutſhe Regierung an den Vorſitzenden des interalliierten
eberwachungsausſchuſſes für das Landheer, General Nollet,
e Note gerichtet, in der ſie zur Ententenote vom 12. März
telung nimmt und betont, daß dieſe Note von unzu
reffenden Vorausſetzungen über Aufbau und
zweck der Einwohnerwehr ausgeht.

Die Einwohnerwehren ſeien in den Wirren des vorigen
Jahres von ordnungsliebenden Elementen in Stadt und Land
dem Zweck gegründet worden, durch Unterſtützung der ge
ingen militäriſchen Kräfte und berufsmäßigen Polizeiorgane
e Heimat vor vollſtändiger Auflöſung der Ordnung

Bei

gen Gegner ausgeſchloſſen geweſen. Auch ſei jegliche
icherheit gegen Mißbrauch der Organiſation in die

r Hinſicht gegeben. Die Behauptung, daß die Einwohner
ehren militäriſche Uebungen abhielten, entſprechen nicht den
Jatſachen.

Die Mögrhlect, daß die Einwohnerwehren einer durch den
friedensvertrag verbotenen Mobiliſation Vorſchub leiſten könn
en, ſei ſchon deshalb nicht vorhanden, weil die Organiſationen
in den einzelnen Ländern des einheitlichen Zuſammenſchluſſes
ben Reichswegen entbehrten. Die Reichszentralſtelle der Ein
ohnerwehren habe nur die Durchführung allgemein notwendi-
er nicht militäriſcher Maßnahmen, wie z. B. Lebens und Un
falberſicherungen der Mitglieder, in die Hand genommen. Eine
itenmäßige Kontrolle im Sinne einer Aushebungsvorbereitung

fnde nicht ſtatt. Ueberdies ſetzten ſich die Einwohnerwehren
zur Hälfte aus über 40 Jahre alten Mitgliedern zuſammen.

Die Einwohnerwehren hätten zweifellos dazu beigetragen,
de allgemeine Sicherheit in Deutſchland zu befeſtigen, und
ſätten in den Unruhen der letzten Wochen große Vermögens
verte vor Vernichtung bewahrt, lebenswichtige Be
kiebe und Verkehrseinrichtungen aufrechterhalten ſowie ord
nungswidrige Elemente da in Schach gehalten, wo Militär und
Folizeikräfte nicht zur Stelle waren. Insbeſondere auf dem

ſatten Lande verbürge die Einwohnerwehr den Schutz für
Aufbewahrung und Beförderung der Nahrungsmittel. Beſon
bers bewährt hätten ſich die Einwohnerwehren in Bahyern,
wo es ihnen zu danken ſei, daß vor einem Jahre die Räteherr
haft richt weiter um ſich gegriffen habe.

Der Nutzen der Einwohnerwehren habe auch im Aus
land volles Verſtändnis gefunden. Von verſchiedenen Seiten
dere in ihr das Muſter eines Selbſtſchutze s der Be
wöllerung da erblickt, wo dieſe ſich nicht auf ſtaatliche Mittel zur
Aufrechterhaltung der Ordnung ſtützen könne. Die deutſche
Kgerung habe daher keinen Anlaß gehabt, die Bildung der
Eiwohnerwehren oder ihren Charakter von den interalliierten
kenmiſſionen zu verheimlichen. Lediglich dem unter Verken
ung der tatſächlichen Verhältniſſe aufgebotenen Drucke
vihend, habe ſie ſich nunmehr entſchloſſen, die Auflöſung der

en in ihrer jetzigen Form zu veranlaſſen.
Die Deutſche Regierung vermöge aber nicht anzuer-

tanen, daß die Beſtimmungen des Friedensvertrages ſie
gen, der Bevölkerung jede Möglichkeit des unter den ge
rienen außerordentlichen Verhältniſſen big auf weiteres unbe

tigen Sobbſtſchihes gu derſagen Gie ovachta
ihr Pflicht, alle mit dem Friedensvertrag zu
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ſchutzes zu vertreten. Die Aufrechterhaltung der inneren
Sicherheit Deutſchlands ſei die Hauptvorausſetzung dafür, daß
den Bedingungen des Friedens nachgekommen werden könne.

Es werde geprüft werden, welche zuläſſigen Einrichtun
gen weiterhin dem gekennzeichneten Zweck dienen könnten. Da-
bei werde das Hauptaugenmerk darauf zu lenken ſein, daß ihr
lokaler Schutzcharakter gewahrt bleibe und auch in
Zukunft jede Zentraliſation, jede militäriſche Organiſation und
Ausbildung vermieden werde.

Sturm in San Remo
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

San Remo, 19. April.
Auf Wunſch Millerands fand geſtern, Sonntag, in

den Abendſtunden eine neue Zuſammenkunft der drei
Miniſterpräſidenten ſtatt, in der Millerand überraſchend für eine
Bevorzugung der deutſchen Frage eintrat. Da-
gegen wurde heute vormittag berichtet, daß das türkiſche
Problem an die erſte Stelle geſetzt worden wäre. Ueber den
Sitzungsverlauf wurde kein Communiqué ausgegeben. Millerand
und Lloyd George verließen gemeinſam das Kabinett, beide ſahen
ſehr verſchloſſen aus, während Nitty bald darauf ſich mit Müdig-
keit entſchuldigte, die eben eingetroffenen belgiſchen Vertreter nicht
empfangen zu können. Wie wir hören, iſt die Sitzung recht
ſt ürmiſch verlaufen. Millerand ſoll die Stellung eines Ulti
matums an Deutſchland verlangt haben. Wie weit tat
ſächlich die Differenzen zwiſchen den Verbündeten in dieſer An
gelegenheit gehen, iſt nicht feſtzuſtellen, jedenfalls iſt die Luft
mit Nervoſität geſchwöngert. An der morgigen Plenarſitzung
nehmen außer einem Eeneral auch die Miniſter der Aeußeren
teil. Daß Frankreich erfolgreich für eine Bevorzugung der
deutſchen Frage eingetreten wäre, erſcheint zweifel
haft. Jmmerhin iſt es möglich, daß das türkiſche und das

e

Hölz im Hungerſtreik
(Von unſerem kf. -Sonderberichterſtatker.)

Plauen, 19. April.
Von der Polizeidirektion wird heute mitgeteilt, daß Höl z

ſich noch nicht hat vernehmen laſſen. Er will ſeine Aus-
ſagen nur bei der gerichtlichen Vernehmung machen in öffentlicher

Verhandlung. Er verweigert jede Ausſage und jede Be
köſtigung. Das Gericht iſt von Poſten weit umſtellt, auch vor
ſeiner Zelle ſtehen Militärpoſten.

Die Lage in Oberſchleſien
Breslau, 19. April.

Die geſtrigen Verſammlungen der Arbeiter ſind vielfach im
Reiche mißdeutet worden. Es handelte ſich nicht, wie man viel
fach fälſchlich annahm, darum, den Generalſtreik zu proklamieren,
ſondern Mandate zu verſchaffen für Delegierte, die
mit dem General Le Rond über das Betriebs
rätegeſetz ver handeln ſollen. Ob Le Rond geſagt hat,
daß im Fall eines Generalſtreiks er die Polen ein
marſchieren laſſen wolle, weiß in Wirklichkeit wohl niemand.
Man wird nicht fehlgehen, in dieſem Gerücht nur ein pol-
niſches Manöver zu erblicken. Natürlich wäre ein ſolcher
Einmarſch dem polniſchen Drahtzieher Korfunty ſehr angenehm,
weil es ihn ſchmerzen muß, täglich mehr und mehr zu ſehen, daß
ihm bei der Leitung der wirtſchaftlichen Fragen das Inſtrument
der polniſchen Nationalleidenſchaft aus den Fingern gleitet. Wie
die Dinge ſtehen, hat ſich die Lage für Deutſchland in den letzten
drei Monaten eher verbeſſert als verſchlimmert. Während in
Berlin die Stimmung leider abgeflaut erſcheint, hat ſich in
Oberſchleſien der deutſche Mut gehoben. Und
man kann voll Zuverſicht der Abſtimmung entgegenſehen. Die
Polen entfalten zwar eine ungeheure Propaganda, ſie haben
die Grenzzeitung und die Kreuzburger Zeitung ſowie verſchiedene
Hotels aufgekauft und ſparen nicht mit dem Gelde.
Uns dagegen iſt durch den Friedensvertrag nicht geſtattet, Gelder
e Propaganda auszugeben. Daß unſere billigere, aber würdigere

ropaganda eine große Wirkung ausübt, beweiſt der Notſchrei
des Journal de Pologne über die in letzter Zeit geſteigerten Er
folge der guten deutſchen Propaganda. Jngwiſchen hat ſich die
Streiklage folgendermaßen geſtaltet: Die drei Streikarten,
nämlich der der Angeſtellten, der Beamten und der
Arbeiter, ſind grundverſchiedener Natur, haben aber durch
den zeitlichen Zuſammenfall mit der Erſchießung des
Plateczek und verſchä Belagerungszuſtand einen
nationalen Charakter erhalten. Hinter den Richtern, die
keinen Dienſt mehr tun, werden wahrſcheinlich ſehr bald alle An
geſtellten der Poſt und der Eiſenbahn ſtehen. Sie ver-
treten ihre Sache ruhig, aber energiſch und die Beamtenſchaft iſt
völlig ſolidariſch. Die Arbeiterführer ihrerſeits ſind ſich ihrer Ver
antwortung voll bewußt. Sie haben erkannt, daß an dem Fall
des Betriebsrätegeſetzes endlich eine Kraftprobe gemacht
werden muß. Das Einrücken der Polen wäre, ehen von der
Verletzung des Friedensvertrages, eine Preſtigeeinbuße für die
re die damit vor aller Welt beweiſen würden, daß ſie
ohne n nicht die Ordnung in anaufrechterhalten können. Die Lage iſt völlig ungeklärt und wan
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Aus Weimar wird uns geſchrieben:
Die von dem Staatsrechtslehrer Geheimrat Profeſſor Dr.

Roſenthal- Jena entworfene vorläufige Verfaſſung des
Staates Thüringen hat nunmehr die zweite Leſung im Staats
rat paſſiert und iſt nach den Beſchlüſſen vom 12. April geneh-
migt worden. Das Verfaſſungswerk umfaßt 7 Abſchnitte und
die Schlußbeſtimmungen in 77 Paragraphen. Der Entwurf be
ginnt mit den Beſtimmungen über Staatsgebiet und
Staatsgewalt. Aus dieſem Abſchnitt iſt bemerkenswert,
daß die Grenzen des durch die Gemeinſchaftsſtaaten gebildeten
Staatsgebiets durch Geſetz geändert werden können. Die
Staatsgewalt geht vom Volke aus und wird ausgeübt durch die
ſtimmberechtigten reichs deutſchen Landeseinwohner, durch
den Landtag und die Landesregierung. Stimm- und wahlbe-
rechtigt ſind alle über 20 Jahre alten reichsdeutſchen Männer
und Frauen, die im Lande Thüringen wohnen, durch Geſetz
kann auch thüringiſchen Staatsangehörigen, die nicht im
Lande wohnen, das Stimm- und Wahlrecht verliehen werden.
Bezüglich des Landtags iſt das Reichstagswahlrecht in der
Hauptſache maßgebend; jede Partei und Wählergruppe erhält
auf je 10000 der für ihren Vorſchlag abgegebenen Stimmen
einen Abgeordneten. Die hiernach in den Wahlkreiſen unbe-
rückſichtigt gebliebenen Stimmen ſind durch das ganze Land zu-
ſammenzuzählen und nach den Grundſätzen der Verhältniswahl
zu bewerten. Jeder dann noch verbleibende Reſt von 7500
Stimmen erhält einen weiteren Abgeordneten. Die Wahlen
erfolgen auf drei Jahre. Wähler iſt jeder mindeſtens 6 Monate
in Thüringen Wohnende, der die Staatsangehörigkeit beſitzt.
Einen neu gewählten Landtag hat die Regierung ſpäteſtens am
30. Tage nach der Wahl einzuberufen, nicht aber vor Ablauf
der Dauer des ſeitherigen Landtags. Der Landtag tritt in
jedem Jahre am zweiten Dienstag im Februar zuſammen,
wenn ihn der Präſident nicht eher einberuft. Bezüglich des Ab-
ſchnittes Volksbegehren und Volksentſcheid iſt be
merkenswert, daß ein Volksentſcheid über ein vom Landtag be
ſchloſſenes, aber von der Regierung nicht gebilligtes Geſetz her-
beigeführt werden kann, wenn der Zahl der Stimmberechtig-
ten der letzten Landtagswahl das Begehren auf Vorlegung,
Abänderung oder Aufhebung eines Geſetzes oder auf Abände-
rung der Verfaſſung oder auf Auflöſung des Landtages ſtellt.
Dem Volksbegehren muß, außer wenn Auflöſung des Landtags
verlangt wird, ein begründeter Geſetzentwurf zugrunde liegen.
Das Volksbegehren iſt an die Landesregierung zu richten. Ueber
den Haushaltungsplan, über Abgabengeſetze und Beſoldungs-
ordnungen kann nur die Landesregierung einen Volksentſcheid
herbeiführen. Es wird beim Volksentſcheid nur mit „Ja“ oder
„Nein“ abgeſtimmt. Bei Aenderung der Verfaſſung entſcheidet
Zweidrittelmehrheit und im Uebrigen einfache Mehrheit der
Zahl der Stimmberechtigten der letzten Landtagswahl. Sind
dieſe Mehrheiten nicht erzielt worden, ſo gilt die Frage als ver-
neint. Die Geſetzgebung Die Geſetzesvorlagen werden
von der Landesregierung oder vom Landtag eingebracht Die
Geſetze werden vom Landtag oder durch Volksentſcheid be-
ſchloſſen. Jn jedem Falle iſt das Geſetz durch drei Mitglieder
der Landesregierung zu unterzeichnen, binnen einem Monat zu
verkünden und tritt 14 Tage danach in Kraft. Die Verkündung
wird ausgeſetzt, wenn zwei Wochen nach der Beſchlußfaſſung
ſchriftlich beim Landtag dagegen Einſpruch erhoben wird. Be
harrt der Landtag auf ſeinem Beſchluß, ſo iſt das Geſetz inner-
halb eines Monats zu verkünden oder dem Volksentſcheid zu
unterbreiten. Staatsverträge bedürfen der Zuſtimmung des
Landtags und ſind wie Geſetze zu verkünden. Die Landesregie-
rung kann in dringenden Fällen ein Notgeſetz erlaſſen, das ſpä
ter durch den Landtag zu genehmigen oder unverzüglich aufzu
heben iſt. Die Landesregierung Die Staatsregierung

gliedert ſich in Miniſterien mit verſchiedenen Verwaltungszwei
gen; die Zahl der Miniſterien und der Mitglieder der Landes-

regierung beſtimmt der Landtag. Die Mitglieder der Landes
regierung werden vom Landtag aus den wählbaren Landesein-
wohnern gewählt, ſind dem Landtag verantwortlich und von
ſeinem Vertrauen abhängig. Der Landtag kann mit der Mehr
heit der geſetzlichen Zahl der Abgeordneten in namentlicher Ab-
ſtimmung jedem Mitglied der Landesregierung das Vertrauen
entziehen. Wird der Landesregierung in ihrer Geſamtheit das
Vertrauen entzogen, ſo hat ſie zurückzutreten oder den Landtag
aufzulöſen. Verſagt auch der neu gewählte Landtag der Regie-
rung das Vertrauen, ſo muß ſie zurücktreten. Die nichtbeamte-
ten Mitglieder der Landesregierung (Staatsräte) können jeder-
zeit zurücktreten, die beamteten Mitglieder (Miniſter), Regie
rungsräte uſw.) können jederzeit ihre Penſionierung fordern.
Die Regierungsmitglieder dürfen während ihrer Amtsdauer
keine anderweitige mit Entgelt verbundene Tätigkeit ausüben
oder Mitglieder von Erwerbsgeſellſchaften ſein. Der leitende
Stagatsminiſter wird von den Regierungsmitgliedern gewählt.
Staatsgerichtshof: Eine Anklage wegen ſchuldhafter
Verletzüng der Verfaſſung oder Geſetze ſeitens der Regierungs
mitglieder muß von mindeſtens 35 der geſetzlichen Zahl der W
geordneten beſchloſſen werden. Ueber die Anklage entſcheide
der Seaatogerichtehof mit dem Sitz in Jeng. Derſelbe beſteht
ges dem Fräſidenten des Obeslandesgerichts als Vorſitzenden,
brei Mitgliedern des O.L.G.'s und drei Mitgliedern des Ober
Verwaltungegerichts und ſechs Mitgliedern des Landtags. nach



e

Maßgabe der Stärke der Fraktionen beſtimmt. Der Landtag
beſtimmt den Vertreter der Anklage. Der Staatsgerichtshof
kann nur auf Freiſprechung, auf Mißbilligung oder Amtsent

ng erkennen. Eine Begnadigung iſt nur auf Antrag des
Landtags zuläſſig. Das Finanzweſen: Das Rechnungs

r läuft vom 1. April--31. März. Die Ausgaben werden in
der Regel auf ein Jahr bewilligt. Ueber die Verwendung aller
Einnahmen des Landes hat die Landesregierung dem Landtag
jährlich Rechnung zu legen. Die Veräußerung und der Erwerb
von Grundſtücken im Wert von mehr als 50 000 M. bedürfen

ber Genehmigung des Landtags. Von den Uebergangs
und Schlußbeſtimmungen iſt bemerkenswert: Jeder

der thüringiſchen Freiſtaaten bildet für die Uebergangszeit
o einen Kommunalverband höherer Ordnung mit dem Rechte der
Selbſtverwaltung. Die Landtage und Regierungen gelten in
zwiſchen als Organe dieſer Verbände. Streitigkeiten unter den
Rkletteren ſchlichtet der Staatsgerichtshof. Für die Uebergangs-
v ziet bildet jeder frühere Freiſtaat einen Wahlkreis, ſoweit nicht

a das Landtagswahlgeſetz Abänderungen beſtimmt. Das Land
3 Thüringen iſt Rechtsnachfolger der früheren Eingelſtaaten und

p bleiben alle früher

n 1921 auf die Landesregierung von Thüringen über.
n der Uebergangszeit wird durch Geſetz beſtimmt.

Verfaſfungswiörige Kationalverſammlung
Das Geſetz der Grundſchulen angenommen.

da die Verfaſſung alles Nötige beſtimmt.
gekhe eng ne e dem zu.

hsminiſter Koch: erſte Antrag der Rechten betreffend
den Religionsunterricht iſt durch die Beſtimmungen der Ver
faſſung erledigt. Das Miniſterium des Jnnern hat ſich un
parteiiſch und eifrig bemüht, durch Verhandlungen mit den
Ländern überall dem Geiſt der Verfaſſung zu ſeinem Rechte zu

Afen. Die Rechte der Vorſchulkehrer ſind nicht
gefährdet. Der dritte Antrag iſt überflüſſig.

Abg. Dr. Runkel (D. Vpt.) ſpricht für die Anträge.
Die Anträge der Rechten werden abgelehnt,

Das Geſetz wird in der Faſſung der zweiten Leſung an
ung eines Geſetzentwurfs über die

Verſorgung von Militärperſonen und ihrer
Hinterbliebenen (bei Dienſtbeſchädigung, Reichsver
ſorgungsgeſetz).

Das Geſetz wird dem ſiebenten Ausſchuß üb erwieſen.
Morgen 1 Uhr: Anfragen, Jnterpellation Eupen-

h Malmedhy und Interpellation Durchgangsverkehr nach
Oſtpreußen und anderes.Schluß 41 Uhr.

J

Der Volkswirtſchaftsausſchuß der Nationalverſammlung
ſchloß ſich in ſeinen heute beendelen Beratungen über den Ent-

wurf einer Verordnung betreffend den Vorbereitenden Reichs-
wirtſchaftsrat den Beſchlüſſen des Unterausſchuſſes an, wonach
der Vorbereitende Reichswirtſchaftsrat aus 326 Mitgliedern in
e Zuſammenſetzung beſteht: 68 Vertreter der Land und
Forſtwirtſchaft, 6 Vertreter der Gärtnerei und Fiſcherei, 68 Ver
treter der Jnduſtrie, 44 Vertreter des Handels, der Banken und
des Verſicherungsweſens, 34 Vertreter des Verkehrs und der
öffentlichen Unternehmungen, 86 Vertreter des Handwerks,
30 Vertreter der Verbraucherwirtſchaft, 16 Vertreter der Be-
amtenſchaft und freien Berufe, 12 mit dem Wirtſchaftsleben der
einzelnen Landesteile beſonders vertrauten Perſönlichkeiten, zu
ernennen vom Reichsrat, und 12 von der Reichsregierung nach
freiem Ermeſſen zu ernennenden Perſonen, die durch beſondere
Leiſtungen die Wirtſchaft des deutſchen Volkes in hervorragen-
dem Maße gefördert haben oder zu fördern geeignet ſind.

th. Eine Auflöſung der Nationalverſammlung iſt erſt un
mittelbar vor den Neuwahlen geplant. Es iſt nicht ausge
ſchloſſen, daß in dringenden Fällen die Nationalverſammlung
im Mai während des Wahlkampfes noch einberufen wird, falls
die innere oder äußere Politik einen Zuſammentritt notwendig
aiacht.

(Nachdruck verboten.

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

17) Von Max Dreu- Halle.
Das aber, was Wiedemann mit dem Hinweis auf die

Behörden meinte, iſt folgendes. Unſere Berichte haben wir
den Beſchlüſſen gemäß nach wie vor in deutſcher Sprache
eingereicht und unſere Beſchlüſſe in aller der Obrigkeit ge
ziemenden Ehrfurcht, aber auch mit nachdrücklicher Ent
ſchiedenheit auf Grund unſerer alten Rechte in einer aus
führlichen Eingabe verteidigt. Darauf iſt dann umgehend
aus dem Komitat ein Erlaß zurückgekommen, der ungariſch
abgefaßt, in deutſcher Ueberſetzung alſo lautet:

„Der Gemeinde Beidenburg wird zu wiſſen getan, daß
ihr auf Grund der Landesgeſetze durchaus keine Sonder-
rechte zuſtehen, ihr auch niemals ſolche eingeräumt werden
ſollen. Man iſt der Benutzung der deutſchen Sprache bis-
her nicht entgegen geweſen, weil man ihren Gebrauch bei
den einfachen patriarchaliſchen Regierungsverhältniſſen des
Landes nicht als ſtörend und ungehörig anſehen konnte.

Man ſieht aber der Schaffung eines neuen Regierungs
I ſyſtems entgegen, in deſſen Rahmen niemandem Sonder-

rechte zuſtehen dürfen. Darum hat man der Gemeinde
Beidenburg aufgegeben, ſich der Landesſprache zu bedienen,
und man ſchärft ihr dieſe Vorſchrift aufs neue ein mit dem
Bemerken, daß man gegen Zuwiderhandlungen ohne Nach-
ſicht vorgehen wird.“

So ſtand in dem Erlaß. Und gleichzeitig war auch
noch ein zweiter mitgekommen, der uns befahl, daß alle Be
kanntmachungen der Gemeinde, die bisher in deutſcher
Sprache vorgenommen, am Gemeindehaus angeſchlagen
und durch Ausſchellen bekanntgemacht worden ſind, fortan
in deutſcher und ungariſcher Sprache zur Kenntnis gebracht
werden ſollten, da der kommende Bahnbau viele ungariſche
Beamte und Arbeiter herbeiführen werde, die von ſolchen
amtlichen Bekanntmachungen ebenfalls Kunde erhalten

S

gemacht, daß ſich zurzeit viele Bolſchewiſten und andere Aus-

Weſtpreußen
Berlin, 19. April.

Von unterrichteter Seite wird zur Vermeidung von Jrr-
tümern mitgeteilt: Für alle abſtimmungs berechtigten
Weſtpreußen im Reich, welche bereits den Antrag auf Ein
tragung in die Stimmliſte geſtellt haben, erübrigt ſich eine An
meldung bei den Abſtimmungsausſchüſſen ihrer Geburts
gemweinde. Diejenigen, welche noch keinen Antrag geſtellt haben,
müſſen dieſen Antrag, wie bisher, ſchleunigſt ſtellen bei den
Vereinigungen heimattreuer Weſtpreußen oder bei dentenigen
Stellen, die mit der Annahme der Anträge für die Volkabſtim-
mung in den einzelnen Orlen betraut ſind. Der Deutſ e Aus
ſchuß für Weſtpreußen veranlaßt die Eintragung in die Stimm-
ſten der Geburtsgemeinden. Nach erfolgter Eintragung erhält
jeder Stimmberechtigte im Reiche einen ſchriftlichen Beſcheid,
der gleichzeitig als Reiſeauswers dienen ſoll,

Das ruſſiſche Gefangenenavbkommen
Berlin, 19. April.

Nach einer Mitteilung der Reichsſtelle für Kriegs und Zivil-
efangene wurde das Abkommen mit der ruſſiſchens owjetregierung über den gegenſeitigen Gefangenen-

austauſch am 19. April unterzeichnet und tritt in Kraft,
ſobald es von den beiderſeitigen Regierungen ratifigiert iſt.

Der Putſchſchwindel
Die nach Pommern entſandten Offiziere, die dort die Auf

gabe hatten, die Lage zu klären, ſind zurückgekehrt. Die Unter
ſuchung ſowohl der zivilen wie der militäriſchen Dienſtſtellen hat,
wie das Reichswehrminiſterium mitteilt, keine nennens-
werten Unterlagen für eine Beſorgnis für Pommern
erbracht.

Auch die Meldungen über reaktionäre Umtriebe
im Munſterlager treffen nicht zu. Ebenſo iſt es
unrichtig, daß das Munſterlager die Zufluchtsſtätte für angeblich
regktionäre Verbände oder Einzelperſonen bildet. Das Be
nehmen der Marinebrigade Ehrhardt im Munſterlager iſt vom
diſziplinariſchen Standpunkt aus einwandfrei.

W. T. B. Berlin, 19. April.
Aus Stettin meldet die „Poſt“, daß bei Beſprechungen

des Stettiner Oberpräſidenten und des Ponzeipräſidenten mit
der Reichsregierung beſchloſſen wurde, die Seettiner
Sicherheitspolizei durch organiſierte Areiter
bedeutend zu verſtärken. Sjeben Landräte, die ſich als nicht

zuverläſſig genug erwieſen hätten, ſollten in den nächſten Tagen
abberufen werden. Für die drei Regierungsbezirke Stral-
ſund, Stettin und Köslin ſollen Kommiſſare mit
entſprechender Vollmacht des Oberpräſidenten amtieren.

Wird Kapp ausgeliefert?
Kopenhagen, 18. April.

Die Stokholmer Preſſe beſchäftigt ſich eingehend mit der
Frage, ob Kapp ausgeliefert werden oder das ſchwediſche Aſyl-
recht genießen ſoll. Entſcheidend hierfür ſind die Beſtimmungen
des Paßgeſetzes. Eine geſetzliche Beſtimmung aus dem Jahre
1918 verpflichtet die Polizeibehörden, jeden Ausländer auszu
weiſen, der keinen geſetzlich gültigen Paß beſitzt. Die Blätter
nehmen im allgemeinen die Vorzeigung des falſchen Paſſes leicht
und meinen, daß Kapp dafür nur zu einer Geldſtrafe verurteilt
werden könne. Entſcheidend ſei aber die Frage, auf Grund
welcher Papiere er ſeine Aufenthaltserlaubnis bekommen wollte.
Die Stockholmer Zeitung „Socialdemokraten“ hebt hervor, daß
das Aſylrecht jedem politiſchen Flüchtling zukomme Dieſe
Aeußerung in Brantings Blatt ſpiegelt offenkundig die ſtreng
neutrale, weder von Antipathien noch Sympathien beeinflußte
Haltung der ſchwediſchen ſozialdemokratiſchen Regierung wider.
Aber das Blatt weiſt gleichzeitig darauf hin, daß den geltenden
ſchwediſchen Geſetzen Beachtung gewährt werden müſſe.

Von anderer Seite wird die Regierung darauf aufmerkſam

Zur Abſtimmung in

länder in Schweden aufhalten, die ebenfalls mit ungenügenden
Papieren in das Land gekommen ſeien und daß man doch jenen
kein Vorrecht einräumen dürfe „Dagens Nyheter“ ſchreibt
z. B., daß von einer Auslieferung an deutſche Behörden keine
Rede ſein könne, da Kapps Verbrechen rein politiſcher Natur ſei.

„u S S

Beginnende Räumung?
(Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatter.)

Frankfurt a. M., 19. April.
Die farbigen Beſatzungstruppen ſind, wie be

reits angekündigt, heute aus Frankfurt gezogen worden.
Nach einer Meldung aus Mainz haben Truppenbewegungen ver-
ſchiedener Art Ende der vorigen Woche dem Stadtbild ein mili-
täriſches Gepräge gegeben. Lange Züge von Kraftwagen, mit
Mannſchaften beſetzt, Kavallerie, ſowie kleine Trupps von Jn-
fanterie und Truppen von Radfahrerabteilungen kehrten aus
den rechtsrheiniſchen Gebieten über die Brücke nach Rheinheſſen

urück. Die Truppenbewegungen werden damft inEmendeng ebracht, daß im Brückenkopfgebiet zahl rei

ruppen allmählich entbehrlich werden.
Paris, 19. April

„Matin“ meldet aus Frankfurt am Main: Die fran z
T e Kavallerie in der Zone, die ſich vor dem Brücke

opf von Mainz ausdehne, ſei zur ü ckgezogen worde
Ueberall entdecke man Anzeichen dafür, daß die Franzoſe

den Rückzug vorbereiten. a
Preußiſche Generalſynode

Erörtert wird zu Beginn der neuen Sitzung ein An
Schleſ. Provinzialſynode 1919 auf Ausdehnung der Errichtung von
Wohnungsämtern auch in Gemeinden unter 10 000 Ein
wohnern. Dann geht man über zu der Mitteilung des
O. K. R. über die Aenderung der Agende. Der Ev. O. K. R
hat an die Geiſtlichen folgende Mitteilung laſſen: „Vir
nehmen an, daß die Geiſtlichen der Landeskirche betr. die von
der Agende, insbeſondere im allgemeinen Kirchengebet und den
Feſttagsgebeten vorgeſchriebenen Fürbitten für den Kaiſer und
König ſein Haus diejenigen Aenderungen eintreten laſſen, die
ſich aus den veränderten politiſchen Verhältniſſen ergeben.
Der Ev. O. K. R. bemerkt, daß darüber hinaus die verändertey
Zeitverhältniſſe eine Reihe von Aufgaben für die künftige Ce.
ſtaltung der Agende nach ſich ziehen werden.

Jm 6. Ausſchuß kamen dann die Beſtrebungen zur
Schaffung einer beſonderen Provinzialſynode Berlin
zur Sprache auf Grund eines Antrages der Brandenburgiſchen
Provinzialſynode 1919. Syn.“Sup. Graeve (Minden) ſchlägt
namens des Ausſchuſſes auch hier Ueberweiſung an den Gen
Syn. Vorſtand des Ev. O. K. R. als Material vor. (Die An,
gelegenheit iſt auf Berliner Synoden) häufig behandelt worden.
Die Gründung einer eigenen Prov.Shnode Berlin habe der
Ausſchuß nicht empfehlen können.

Syn. Geh. Stud.-Rat Prof. Dr. Evers: Die Angelegen-
heit wird bei der Neuordnung der Verfaſſung zu behandeln ſein.
Syn.Oberpräſident a. D. v. Hegel iſt für eine Prov. Synode
Berlin. Syn. Präſident Steinhauſen zollt der Stadtſynode alles
Lob, würde aber tief bedauern, wenn durch eine beſondere
Prov.Shnode Berlin das Band zwiſchen Stadt und Land
riſſen würde. Man ſollte dagegen den Wirkungskreis der Kreig,
ſynoden erweitern. Generalſup. D. Haendler (Berlin) ſchließt
ſich dem an und empfiehlt Ausbau der Stadtſynode. Präſident
D. Moeller: Das Problem iſt äußerſt ſchwierig, daher die Zu
rückhaltung des Ev. O. K. R. Die Löſung wird nicht buregu-
kratiſch erfolgen, ſondern unter Anhörung aller Teile erfolgen
und dann zu recht ſein. Der Ausſchußantrag wird an
genommen.

m

Abg. Knollmann F. Der deutſchnakionale Abgeordnete
Friedrich Knollmann (Poſen) iſt im Alter von 40 Jahren ver-
ſtorben. Er war geboren im Jahre 1880 zu Altſtaden, Kreis
Mülheim a. Ruhr, beſuchte dort die Volksſchule, machte in Hern
die Lehre als Buchbinder durch, war nach einer Wanderſchaft
durch Rheinland und Süddeutſchland Meiſter in Gelſenkirchen
und Hagen, Januar bis Dezember 1908 auf dem Brüderſeminar
in Witten a. Ruhr, ſeit 1909 Arbeiterſekretär und Gewertkſchafts-
ſekretär in Unna, Köln, Leipzig und Poſen, von wo er wegen
der Beſetzung durch die Polen ſeinen Wohnſitz zuletzt nach
Duisburg verlegen mußte.

Rücktritt Friedbergs als
Der Vorſitzende des Vorſtandes der Deutſchen demokratiſchen
Partei, Staatsminiſter a. D. Dr. Friedberg, hat ſein Amt
niedergelegt.
bemerkenswert.
der Demokratiſchen Partei zu werten.

Der preußiſchen Landesverſammlung geht heute ein Geſetz
über die Beſtellung von Mitgliedern des Reichsrates durch die
Provinzialverwaltungen zu. Die Wahlen der Reichsratsmit-
glieder erfolgen danach in den einzelnen Provinzen durch Pro

r in len und Weſtpreußen durch die noch be
ſtehenden Reichsausſchüſſe, in Berlin durch den Magiſtrat. Jeder
Provinzialausſchuß hat ein Mitglied und ein ſtellvertretendes
Mitglied zu wählen. Gewählt werden können alle Staatsbürger,
die ſeit drei Jahren in der Provinz wohnen und das 35. Lebens-
jahr erreicht haben.

Unabhängige und Alliierte. Dem Mancheſter Guardian
vom 6. April zufolge haben zwei Abgeordnete des Eſſener Zentral-
rats (Red Committee nennt ihn der Engländer), ein Kommuniſt
und ein Unabhängiger, dieſer letztere mit herzlicher Zuſtimmung
ſeiner Partei, einem Vertreter der Verbandsmächte das Erſuchen
vorgetragen, Offiziere der alliierten Mächte möchten das Ein
rücken der Reichswehr verhindern.

GroßThüringen. Staatsrat Hofmann teilte im Mei
ninger Landtag mit, daß der Zuſammenſchluß der thüringiſchen
Staaten unmittelbar bevorſtehe. Die thüringiſche Verfaſſung
wird am 1. Mai in Kraft treten. Das Verfaſſungsfeſt für
Groß- Thüringen ſoll alljährlich am 1. Mai gefeiert werden.

„JWJ—=Ex——-xEx-=—Wx-———-

Jm Dorfe herrſchte trotzige Kampfſtimmung. Mehr
als je vorher wird von unſern Bauern die deutſche Wirt
ſchaft des Martin Peltz aufgeſucht, wo fie abends zu einem
Trunk zuſammenkommen, um einen riefigen Tiſch

ihrem Unwillen Luft machen und ihre Anſichten aus
tauſchen.

Geſtern abend habe ich an einer ſolchen Zuſammen
kunft teilgenommen. Erſt ſaß alles ſchweigend da, blies
aus den könernen Pfeifen den Tabaksdampf vor ſich hin
und ſah dem Spiele der Perlen zu, die in dem Wein oder
dem Bier auf und niederſtiegen. Das dauerte ſo eine
gute Weile. Dann tat der eine und der andere einen Trunk
aus dem Glaſe, ſchnalzte bedächtig mit der Zunge und ſetzte
das Glas wieder langſam vor ſich nieder.

„Das wollen wir uns nicht gefallen laſſen!“ ſagte end-
lich der Bauer Fenz.

„Nein! Das wollen wir uns nicht gefallen laſſen!“
wiederholte Gottlieb Röder und ſchlug mächtig mit ſeiner
breiten Fauſt auf den Tiſch.

„Nein! Das wollen wir uns gar nicht gefallen laſſen!“
meinte auch Kaſpar Erdmann und ſchlug zweimal mit der
flachen Hand auf den Tiſch, daß die Gläſer ſprangen und
hier und da ein Tröpflein herausſpritzte.

Martin Peltz aber, der Wirt, wiſchte ſich die Stirn,
wie er immer tut, wenn er ein gewichtiges Wort ſprechen
will, und ſagte:

„Wir wollen uns von Ungarn und Polacken nicht in
den Sack ſtecken laſſen, meine ich!“

„Hurral“ rief Wiedemann.
Und nun war der Bann des Schweigens gebrochen,

und Rede und Gegenrede flutete hin und her.
„Was machen wir aber, wenn man uns weiter be-

drängt?“ fragte Röder.
„Dann wehren wir uns!“ warf Erdmann mit lauter

Stimme ein und ſetzte ſein Glas, ohne daß er getrunken
hatte, klirrend auf den Tiſch nieder.

„Bis aufs Blut!“ ſtimmte ihm Fenz zu. JUnd alle übrigen fielen ein:

„Bis aufs Blut! Wir ſind Deutſche und wollen deutſch
bleiben!“

Und lauter und heftiger ſchwirrten nun die Rufe durch
einander. Jch aber erkannte in dem Sturme, der ſich erhok,
daß ich rechtgeſehen hatte, wenn ich ſchon am 5. Septeinber
1865 in meiner damaligen Aufzeichnung ſchrieb, daß hinter
der Verſchloſſenheit und der Ruhe dieſer Männer eine tiefe
Leidenſchaftlichkeit verborgen liege, die einmal zu grimmer
Höhe entfacht werden könnte.

Wer uns angreift, mag ſich vorſehen!
Dem fremden Jngenieur geht es beſſer und beſſer. Er

hat allerdings auch die beſte Pflege, die er finden kann
Pfarrer Mathias, ſeine Frau und Tochter ſind ſo ſorgſam
um ihn bemüht, als gehöre er zu ihrer Familie und ſei nicht
ein wildfremder, im wahrſten Sinne des Wortes ihnen in
das Haus geſchneiter Menſch. Er gefällt auch mir ſehr; eine
ſchöne, vornehme Männererſcheinung mit offenbar be
deutender allgemeiner und ſehr großer Fachbildung er
wird ſeinen Weg im Leben machen.

Auch ein großer Muſikfreund iſt er und beſitzt eine
wohlgeſchulte Geſangſtimme. Neulich ſang er in deutſcher
Sprache, während Hedwig am Klavier begleitete, Löwe
Freiligraths „Edelfalk“:

Die Fürſtin zog zu Walde
Mit Jägern und Marſchalk.
Da ſah ſie reiten balde
Ein junger Edelfalk.
Er ſprach: „Wie klirrt dein Bügel!
Wie glänzt Agraff' und Treß'!
Wie ſtolz führſt du den Zügel,
Holdſelige Prinzeß!“

Das hörte ſich gar eigen an aus ſeinem Munde, und da
er geendet, verneigte er ſich artig gegen Hedwig und ſagte.

„Jch danke Jhnen! Sie haben meiſterhaft begleitetl“
(Fortſetzung folgk.)

--Ö—

demokratiſcher Parteivorſitzender,

Der Rücktritt Friedbergs in dieſem Augenblick iſt
Er iſt als Zeichen für den kriſenhaften Zuſtand
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Stadtverordneten-Sitzung
ßenbahn und Stadttheater werden teurer Der Sturm gegen die ZSeitfreiwilligen
enn erſtens kommt es anders, und zweitens als man laufen muß, wird es auch tagsüber tun. Stadtv. Bowitzky

n
9 ünlängſt beſchloſſen unſere Stadtväter, zur Be

des Mangels an Kleingeld, der ſich beſonders im
hahnverkehr fühlbar macht, 124 Millionen Stück

hen Fünſpfennigſtücke prägen zu laſſen. Geſtern be
dieſelben Stadtväter die Einführung des 50 Pfg.

ars der all' die Nöte des Geldwechſelns uſw. auf
de ahenbahn mit einem Schlage aus der Welt ſchafft.
e hat die Stadt den Auftrag betr. Ausprägung von
e noch nicht vergeben, ſonſt gibt es dann deſſen zu

mal da ſeit kurzem auch neue Fünfzigpfennigſtücke in
geſetzt worden ſind. An die Vorlage ſchloß ſich eine

t Hebatte, deren weſentliches Ergebnis dahin ging,
on der geplanten Erhebung eines Nachtzuſchlages Ab-

nommen wurde. Es kam bei dieſer Gelegenheit auch
Eprache, daß gegebenenfalls die Straßenbahn ihren Be

wegen Unrentabilität völlig einſtellen muß. Freilich,
1 auch wieder nicht geſchehen, dann können ruhig ein

Millionen Defizit entſtehen, wie Herr Graefe (U. S. P.)

üug. Gleichzeitig mit der Erhöhung des Straßen
Anfs tritt am 1. Mai eine Erhöhung der Eintritts
des Stadttheaters in Kraft. Sollten ſich die Unkoſten
Theaters weiterhin ſteigern, ſo iſt mit der Möglichkeit

nen, daß das Stadttheater im Herbſt völlig geſchloſſen
Pir kommen auf dieſe Angelegenheit in dieſen Tagen
ausführlich zurück. Jn der geſtrigen Sitzung wurde

ſoſſen, die Ueberſchreitungen des Stadttheateretats für
ar bis März nachzubewilligen, die z Koſten für

bis Auguſt durch die erhöhten Eintrittspreiſe zu

kine recht ſtürmiſche und unerquickliche Ausſprache
adtv. Finger ſprach mit Recht von einem dies ater
der Antrag der U. S. P. auf Einſetzung einer Feſt
naskommiſſion hervor. In ſcharfen Worten gingen die

hingigen Redner gegen die Zeitfreiwilligen, gegen dieſe
recher“, vor, zumal als die Halleſchen Studenten vom

o. Herzfeld in Schutz genommen wurden. Was konnte
da alles hören! Reichswehr und Studentenſchaft waren
len, nur die Arbeiter verteidigten die verfaſſungs-

e Regierung! Schließlich wurde der Antrag mit 31
m 30 Stimmen abgelehnt. Schwere Entrüſtung auf

n der U. S. P. ob der Demokraten. „Die Demokraten
heute ſind nicht mehr die Demokraten von 48“, ſprach
t Hildebrandt mit Pathos.
Im übrigen wurden in der geſtrigen Sitzung de
lüſſe von allgemeinem Jntereſſe gefaßt: Die ſtädtiſche
ndfürſorge geht auf das Jugendamt über; die Schlacht
ren werden nach langer Debatte um 125 v. H.

e

Siadth. Keil eröffnet in Vertretung des immer noch durch
heit verhinderten Stadtverordnetenvorſtehers Hennig die
g. Vor dem Eintritt in die Tagesordnung kommen einige
inge zur Verleſung, als erſter ein Proteſt des Lehrer
iums der Lutherſchule gegen die Belegung der Lutherſchule
Flüchtlingsfamilien im Jntereſſe der Lehrer und Schüler.
Vorlage wird dem Magiſtrat weitergereicht. Die mittleren
ſchen Beamten bitten in einer Eingabe um Aenderung ihrer
bezeichuung und Erhöhung des Dienſtenkommens. Stadt
neter NMinner (Dem.) bittet, das Geſuch nicht dem Ma

at, ſondern einem Ausſchuß zu überweiſen, da die Aende-
der Amtsbezeichnung lediglich eine Perſonalfrage iſt und
der Regelung des Einkommens nichts zu tun hat. Stadtrat
cher macht als Vertreter des Magiſtrats bekannt, daß das
ſeinkommen der mittleren techniſchen Beamten bei dem
Etat Prgget werden wird. Stadtv. Volbracht (Mehr-
ſoz) ſchließt ſich der Bitte des Stadtv. Minner an. Das
h wird dem Petitionsausſchuß überwieſen. Eine Eingabe
Pundes der Architekten der W Sachſen um Teilung des
nungsgamtes ſteht bereits auf der Tagesordnung. Die
fung eines neuen Amtes zur Verwaltung des ſtädtiſchen
parks wird auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung

Stadty. Müller (Mehrheitsſoz.) wird einſtimmig durch
f an Stelle des ausgeſchiedenen Stadtv. Kleeis zum Schrift
et gewählt. Hierauf erfolgt Uebergang zur Tagesordnung.
lenderung des Fahrgeldtarifs für die Straßenbahn.
Ueber die Aenderung des r ber Straßenbahn,
er wir bereits in unſerer Sonnabend-Nummer ausführlich
lung genommen haben, ſchließt ſich eine längere Debatte an.

Ritter (Dem.) erſtattet über die Vorlage Bericht und
t derauf hin, man möge die Preiserhöhung einführen und

zur Erneuerung des Etats abwarten, wie die Einnahmen ſich
ten werden. Man möge auch den Perſonen, die bis zu
Vark Einkommen haben und keine Arbeiter ſind, die

ünſtigung gewähren, für 5 Mk. (inkl. Steuer) eine Wochen
zu löſen. Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.) ſpricht

wegen den Zuſchlag nach 9 Uhr abends aus, da um dieſe Zeit
nur Vergnügungsreiſende, ſondern auch z. B. Verſamm-
teilnehmer nach Hauſe fahren. Stadtv. Gräfe (Unabh.)
khtet einen Rückgang des fahrenden Publikums über die
wommenen 3334 Prozent, ſo daß ſich das Defizit noch ver
m wird. Allerdings trat bei früheren Tariferhöhungen
die erwartete Abwanderung ein. Eine ſolche Hoffnung iſt

esmal gering. Auch er lehnt den Zuſchlag für die Abend-
den, der zu weit geht, ab.

kirgermeiſter Seydel, führt daraufhin aus: Die neue
öhung iſt ein Schritt ins Dunkele. Mat kann hoffen, daß
ne gut ausſchlägt. Es ſoll alles verſucht werden, um
Kerlleinerung der Einnahme auf der Straßenbahn zu ver-

Setriebseinſchränkungen werden Entlaſſungen nach ſich
und müſſen deshalb vermieden werden. Die Bürgerſchaft
u dieſes Opfer bringen, welches zur Aufrechterhaltung
triebes dient. Stadtv. Minner (Dem.) hält die Vereng der Abendpreiſe nur zum Teil für berechtigt. Von ihr
tn beſonders die Arbeiter der zweiten Schicht und Geſchäfts

de nach 9 Uhr hier eintreffen, betroffen. Ein derarkiges
den iſt zu radikal und muß daher abgelehnt werden.

Buſſe (Deutſchnat.) erklärt: Auch wir ſtimmen dem
warf zu, obwohl die Vorlage kaum erreicht, daß der Etat
ewicht kommt. Ein Defigzit wird bleiben. Die Vor
z utet jedoch keine endgültige Regelung, ſondern iſt ein
um das der Nachprüfung bedarf. Verkehrseinſchrän
d den ſich trotzdem in Zukunft kaum vermeiden laſſen.
e alke (Dem.) weiſt darauf hin, daß wir gegen
weinend nicht mehr im Zeichen des Verkehrs ſtehen.
ren an der Peripherie der Stadt darf nicht unmäßig
d werden. Das Fahrgeld darf das Jahr über die Miete

h vrſteigen. Es iſt traurig, daß man einem ſolchen Vor-
illigen muß, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß die Bürger-
illigend auf das Treiben der Stadtverordnetenver-

a blick. Es muß erwogen werden, ob man den Straßen-
er nicht vollſtändig einſtellen ſoll. Da aber die r

ſuch iſt und als er gewertet werden muß, möchte
re Annahme empfehlen. Stadtv. Wolf (Unabh.)

das Publikum zurückſchrecken wird. Wer des Abends

(U. S. P.) hält die Arbeiter-Wochenkarten nur für eine Deko-
ration. Der Einkommenſatz hierfür muß heraufgeſetzt werden,
er beantragt deshalb, die Grenze auf 8000 Mark feſtzuſetzen.
Stadtv. Ritter (Dem.) erinnert daran, daß die Grenze von
4000 Mark einſt von der eigenen Fraktion des Vorredners bean-
tragt worden war. Es muß damit gerechnet werden, daß der
Stadtſäckel eine bedeutende Summe zum Straßenbahnetat zu
ſchießt. Heute fehlen die Fahrgäſte, die früher bei dem geringen
Preis oft nur wenige Halteſtellen weit fuhren. Die völlige Ein-
ſtellung des Verkehrs wäre für weite Kreiſe eine Kataſtrophe.
Bürgermeiſter Sehdel erklärt, daß die Einführung der Ar-
beiter-Wochenkarte einſt eine ſoziale Tat war. Der ermäßigte
Tarif für die Wochenkarten würde in viel größerem Umfange
benutzt werden, wenn der Antrag Bowitzky Annahme findet.
Stadtv. Bowitzky (U. S. P.) zieht daraufhin ſeinen Antrag
urück. Stadtv. Gräfe (Unabh.) führt Beiſpiele dafür an,
aß Erhöhungen von Fahrpreiſen eine derartige Abwanderung

der Fahrgäſte nach ſich zogen, daß völlige Verkehrseinſtellungen
erfolgen mußten. Andere Bahnen nehmen Anleihen auf und
laſſen es auf ein paar Millionen Mark Defizit nicht ankommen.

Stadtv. Volbracht (Mehrheitsſoz.) ſtellt Antrag auf Schluß
der Debatte. Der Antrag wird angenommen und es erfolgt Ab-
ſtimmung. Ein Zuſatzankrag, den Betrag für Monatskarkten von
30 auf 40 Mark bezw. von 50 auf 60 Mark zu erhöhen, wird
abgelehnt, desgleichen der Zuſchlag in der Faſſung des Magiſtrats
ar die Zeit nach 9 Uhr abends. Zugeſtimmt wird der Aenderung,
aß auch Angeſtellte, und nicht nur Arbeiter mit einem Ein-

kommen bis zu 4000 Mark zum Löſen einer Wochenkarte (à 5 Mk.
inkl. Steuer) berechtigt ſind. Mit dieſen Abänderungen findet
die geſamte Vorlage die Zuſtimmung der Verſammlung.

Erhöhung der Eintrittspreiſe des Stadttheaters.
Hierauf erſtattete Stadtv. Bock (U. S. P.) Bericht über die

Zahlung eines Zuſchuſſes an Theaterangeſtellte. Der Magiſtrat
hat beſchloſſen, folgenden Angeſtellten des Stadttheaters: den
Solomitgliedern bis zu 10 000 Mk. Jahresvergütung, den Or-
cheſtermitgliedern, den Mitgliedern des Chors, Balletts und der
Jnſpektion, den techniſchen und Verwaltungsangeſtellten, ſoll,
ſoweit ſie nicht nach den Grundſätzen für ſtädtiſche Beamte und
Angeſtellte Zuſchüſſe erhalten oder nach dem Arbeitertarifvertrag
zu behandeln ſind, auf die Zeit vom 1. Januar bis
8 1. Auguſt 1920 ein 60proz. Zuſchuß zu ihren
jetzigen Bezügen bewilligt werden. Bei den Solo-
mitgliedern mit mehr als 10 000 Mk. Jahresvergütung ermäßigt
ſich dieſer Zuſchuß auf 30 Prozent. Auf den Zuſchuß ſind die am
1. April 1920 gezahlten Vorſchüſſe anzurechnen.

Der Zuſchuß von 60 Prozent entſpricht den Forderungen
der Theaterangeſtellten. Er muß als den jetzigen Verhältniſſen
angemeſſen bezeichnet werden. Für die Monate Janugr
bis März 1920 ſind rund 149000 Mark aufzu
wenden, die zu Laſten des Rechnungsjahres 1919 gehen und
den Zuſchuß für dieſes Jahr, der mit 182 000 Mark veranſchlagt
war, auf 380 000 Mark erhöhen.
Die Mehrausgaben ſollen durch Erhöhung der Thegater-Ein-
trittspreiſe, die 50 Prozent betragen rde, decken. Stadtv.
Borges (Dem.) befürwortet im Auftrage des Haushaltungs-
ausſchuſſes die Vorlage. Die Verſammlung iſt mit der Nach
bewilligung der Gagenerhöhung für die Monate Januar bis
März, ſowie mit der Weiterzahlung in dieſer Höhe für die
Monate April bis Auguſt einverſtanden.

Für die Ausſtellung zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank
iten, deren Koſten von dem National-Hygiene-Muſeum in
resden getragen werden, werden zur Deckung nachgetvieſener

kleinerer Ausgaben 1600 Mark bewilligt.
Ferner ſtimmt die Stadtverordnetenverſammlung dem Be-

ſchluſſe zu, die im Rechnungsjahre 1919 aufgekommenen Zinſen
des für hieſige Wohltätigkeitsanſtalten beſtimmten Schmidtſchen
Legatenfonds im Betrage von 1125 Mark wie folgt zu verteilen:
a) Verein Jugendhilfe, für ſein Heilerziehungsheim 625 Mark,
b) Kinder ewahranſtalt HalleTrotha 500 Mark.

Bedürftigen Kriegsteilnehmern zw. deren
Witwen iſt in dieſem Frühjahr eine einmalige Unterſtützung von
je 50 Mark bewilligt worden. Zu dieſen ſind noch 50 weitere
Veterannen hinzugetreten, deren Bedürftigkeit durch die zu
ſtändigen Armenpfleger beſtätigt worden iſt. Auch für dieſe neuen
50 Bewerber wird die Unterſtützung bewilligt.

Bei der Unterſuchung der Eiſenkonſtruktion der Cröll-
witzer Brücke im Jahre 1915 wurde die Ausbeſſerung der
vier Endknotenbleche des unteren Windverbandes als nötig be
funden. Nach dem Ergebnis der Unterſuchung durch die Firma
Reuter u. Straube kann von der Erneuerung der zwei End-
knotenbleche des unteren Windverbandes auf der Giebichenſteiner
Seite einſtweilen noch Abſtand genommen werden; dagegen iſt
bei den anderen Endknotenblechen an den Auflagern auf der
Cröllwitzer Seite eine gründliche e nötig. Hier ſind
auch die Anſchlüſſe der Windverbandsdiagonalen an die be
treffenden Knotenbleche zu Laſchen zu verſtärken. Die Koſten ein
ſchließlich aller Nebenarbeiten betragen auf Grund des vorgelegten
Koſtenanſchlages rund 20 000 Mark. Die erforderlichen Mittel
hierzu werden aus dem gemeinſchaftlichen Dispoſitionsfonds des
Haushaltsplanes 1919 bewilligt.

Für das Emilienheim wird einer Nachbewilligung in
Höhe von 24 000 Mark für notwendige und unaufſchiebbare Aus
beſſerungsarbeiten zugeſtimmt.

In dem Ortsſtatut betreffend die Anſtellung und Verſorgung
der Gemeindebeamten vom 18. März 1900 wird in S 4 der zweite
Abſatz: „Die Anſtellung der Feuerwehrmänner und Oberfeuer-
wehrmänner erfolgt nur auf Kündigung und zwar mit einmonat-
licher Friſt“ geſtrichen.

Wie wir in der geſtrigen Abendausgabe bereits erwähnten,
ſoll die ſtäd tiſche Jugendfürſorge von der öffent-
lichen Armenpflege abgetrennt und dem ſtädtiſchen Jugend-
amt a liedert werden. Jn der Ausſprache hierüber ſchließt
ſich Stadtv. Buſſe (Dtſchntl.) der Vorlage an und fragt, ob die
hierfür benötigten Sekretäre von der Armenverwaltung mit über
nommen werden würden, worauf Stadtrat Velthuhyſen ent-
gegnet, daß, da die Armenverwaltung äußerſt überlaſtet iſt, neue
Beamte überwieſen werden müſſen. Die Verſammlung ſpricht ſich
für die Uebernahme der Jugendfürſorge auf das Jugendamt aus.

Es wird beſchloſſen, den in der Eingabe des Angeſtellten-
Ausſchuſſes vom 5. Februar d. J. bezeichneten Theaterangeſtell-
ten beim Uebertritt in den Ruheſtand die beim Stadttheater vor
deſſen Uebergang in den Eigenbetrieb der Stadt verbrachte
Dienſtzeit anzurechnen.

Einſetzung einer Feſtſtellungskommiſſion.

Die Fraktion der U. S. P. hat folgenden Antrag eingebracht:
„Die StadtverordnetenVerſammlung beſchließt, aus ihrer

Mitte eine Kommiſſion einzuſetzen, die mit der Polizeiver-
waltung gemeinſchaftlich Erhebungen darüber anzuſtellen hat, ob
aus den zerſtörten Gebäuden in der Gr. Märkerſtraße und
Schülershof, die durch Minen der Reichswehrſoldaten ſchwer
beſchädigt ſind, von Zivilperſonen geſchoſſen wurde.

Es beſteht allgemein die Anſicht, die auch Augen
zeugen beſtätigt wird, daß die Urſache hierzu nur blinde Zer-
ſtörungswut war. Dadurch wurde eine Anzahl Menſchenleben
vernichtet und großer Materialſchaden leichtſinnig und frivol
angerichtet.

Es muß ſofort verſucht werden, die verantwortlichen Auf-
7

der Panzerautos, die in geradezu v ſcher Welfe Leben
und Geſundheit namentlich der am Kampf vollſtändig Unbe-
teiligten gefährdeten, perſönlich verantwortlich zu machen
Die Unterſuchung muß ſo ſchnell als möglich geführt werden,
damit die Spuren der an der Halleſchen Einwohnerſchaft be
gangenen Verbrechen nicht verwiſcht bzw. beſeitigt werden
können.“

Jn der Begründung des Antrages führt Stadtv. HKürbs
(u. S. P.) aus: Nachdem die Forderungen der durch die vor
jährigen Märzunruhen Geſchädig'en noch nicht befriedigt worden
ſind, ſoll dieſe Feſtſtellungskommiſſion vor allem dazu dienen, die
diesbezüglichen Ermittlungen abzukürzen. Wir ſind der Anſicht,
daß in dieſem März zahlreiche Beſchädigungen aus blinder Zer-
ſtörungswut verurſacht worden ſind. Vor allem ſoll dieſe Unter
ſuchungskommiſſion auch Ermittlungen anſtellen hinſichtlich der
Verluſte, die durch die Panzerautos und ihre Führer angerichtet
wurden. Es ſoll weiter feſtgeſtellt werden, ob tatſächlich aus den
Häuſern, die zerſtört wurden, geſchoſſen worden iſt. Jch ſchlage
vor, eine r aus 7 Mitgliedern des Stadtverordneten
Kollegiums einzuſetzen, die gemeinſchaftlich mit der Polizei
dieſe Unterſuchungen führt.

Stadtv. Herz feld (Dem.): Hinſichtlich der Tätigkeit dieſer
Feſtſtellungskommiſſion erheben ſich große Schwierigkeiten. Soll
die Kommiſſion begangenen ſtrafbaren Handlungen nachgehen
und deren ſtrafrechtliche Verfolgung anregen? Oder ſoll ſie die
Schadenerſatzanſprüche regeln? Soll ſie die Militärperſonen vor
ihr Forum laden und von ihnen eine Erklärung verlangen? Von
den Führern der Panzerautos iſt zum Teil unvorſichtig vor
gegangen worden. Jch ſtehe indeſſen auf dem Standpunkte, daß
die Studenten nicht ein Verbrechen an der Stadt
begangen, ſondern ihr vielmehr große Dienſte geleiſtet
haben, denn ſie haben ſicherlich Plünderungen verhindert. (Lärm
bei den Unabhängigen.) Jm übrigen ſetzten ſich die Zeitfreiwilligen
aus Studenten zuſammen, die im nächſten Semeſter ſchon wieder
durch andere erſetzt werden. Wir haben als Stadtverordnete ein
Intereſſe daran, das Verhältnis zwiſchen Studenten, Bürgern
und Arbeitern angenehm zu geſtalten. Jch halte daher die Kom
miſſion nicht für notwendig,

Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.) ſchlägt vor, den An-
trag dem Rechts und Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen.

Stadtv. Kürbs (U. S. P.) erläutert nochmals die Tätigkeit
der Feſtſtellungskommiſſion, die ſtraf- und zivilrechtliche Unter
ſuchungen anſtellen ſoll. Es muß feſtgeſtellt werden, daß die
Studenten, die hier Stadtrecht genießen, ſich in verbrecheriſcher
Weiſe betätigt haben. Wenn Herr Herzfeld die Halleſchen Zeit
freiwilligen in Schutz zu nehmen verſucht, ſo ſei ihm geſagt, daß
die Achtung, die der deutſche Student hier bei den Arbeitern
genoß, ſeit den letzten Unruhen völlig geſchwunden iſt. Wir
müſſen uns wundern über die Worte des Herrn Hergfeld, der
der Demokratiſchen Partei angehört. Wenn wir nicht in den
Märztagen geweſen wären, ſo hätten die Demokraten der
Reaktion nicht erfolgreich begegnen können, und die Herren der
äußeren Rechten triumphierten jetzt. Daß die Deutſchnationalen
e jetzt wieder wohl fühlen und glauben, feſt im Sattel zu
itzen, das iſt die Mitſchuld der Demokraten.

Stadtv. Bock (U. S. P.) ſpricht gleichfalls ſeine Verwunde
rung aus über die Worte des Stadtv. Hergzfeld und warnt die
Demokraten, ſich von den Deutſchngtionalen einlullen zu laſſen,
die bereits einen neuen Putſch vorbereiteten. Die

Arbeiter haben für die verfaſſungsmäßige Regierung gekämpft,

die Halleſchen Studenten waren Rebellen. Wenn
derartige Studenten unſerer Univerſität fernbleiben, ſo erwächſt
ihr daraus kein Nachteil, gilt Halle doch ohnehin ſchon als
die regaktionäre Hochburg der deutſchen Univerſitäten
Wenn die republikaniſche Staatsform ſich erſt vertieft hat, dann
werden jene Herren bei der Beſetzung von leitenden Stellen
ſchwerlich berückſichtigt werden, denn die Arbeiterſchaft wird nie
zugeben, daß dieſe Kreiſe hier die Oberhand gewinnen.

Stadtv. Finger (Deutſche Volkspartei) verteidigt in war
men Worten die Halleſche Studentenſchaft, die ſtets auch mit
der Arbeiterſchaft Fühlung zu gewinnen ſich bemüht hat. Jm
übrigen müſſe die Kommiſſion natürlich auch die Fälle unter
an in denen gegen die Studenten Greueltaten verübt wor-

n ſind.
Der Antrag des Stadtv. Balke auf Schluß der Debatte

T angenommen, der Antrag mit 31 zu 30 Stimmen abge
ehnt.

Zur Ausgleichung des Haushaltsplanes des Schlachthofes
für das Rechnungsjahr 1920 werden die Schlachtgebüh-
ren um 125 von Hundert erhöht, der Antrag auf Ein-
ſtellung der Eisausfuhr vertagt.

Die Stadt erwirbt das „Marktſchloß“
Jn nichtöfſentlicher Sitzung beſchäftigten ſich die Stadtver

ordneten mit folgendem Antrage des Magiſtrats:
Auf die Verwendung der Räume der Ratskellerwirt-

ſchaft zu Zwecken der ſtädtiſchen Verwaltung kann nicht ver
zichtet werden. Eine ganze Reihe ſtädtiſcher Dienſtſtellen iſt
jetzt in Räumen untergebracht, die nicht mehr ihrem Umfange
entſprechen. So herrſchen beiſpielsweiſe in bezug auf die Raum-
verhältniſſe bei der Stadthauptkaſſe, der Steuerkaſſe, dem Miet-
einigungsamt uſw. unhaltbare Zuſtände, die unbedingt und bald
beſeitigt werden müſſen. Zur Unterbringung einer oder meh
rerer großer Dienſtſtellen eignen ſich nun die jetzt an Kunze ver
pachteten Räume hervorragend. Da ſo wichtige Verwaltungs-
intereſſen dem Kunzeſchen Wunſche vorgehen müſſen, kann der
am 30. September 1920 zu Ende gehende alte Pachtvertrag mit
Kunze nicht verlängert werden.

Mit dem Erwerbe des von der Handelsgeſellſchaft H. F. Leh
mann angebotenen Grundſtücks Marktplatz Nr. 18, als „Markt
ſchloß“ allbekannt, würde ſich aber ein Ausweg bieten, um der
Stadt einen „Ratskeller“ zu erhalten. Das für die Geſchichte
unſerer Stadt und ihrer Baukunſt bedeutſame Gebäude, an be
vorzugter Stelle des Marktes gelegen, wenn auch das Marktbild
nicht ſo beherrſchend wie das Stadthaus, bietet in ſeinem Ober-
geſchoß Räume, die für den Gaſtwirtſchaftsbetrieb ausgezeichnet
paſſen und in langen Jahren dieſem Zwecke gedient haben. Hier
beſtand ein bis in die Kriegszeit hinein vielbeſuchtes Kaffeehaus.
Es iſt anzunehmen, daß eine in den Räumen durch einen tüch-
tigen Wirt betriebene beſſere Gaſtwirtſchaft Beliebtheit erlangt
und allmählich die Rolle übernimmt, die der „Ratskeller“ jetzt

beſonders für den Fremdenbeſuch ſpielt. Das Erdgeſchoß enthält
fünf Läden, im zweiten Obergeſchoß und im Seitenflügel be-
finden ſich acht Wohnungen. Die für den Schankbetrieb not-
wendigen Einrichtungsſtücke könnten, ſoweit ſie ſich nicht aus der
jetzigen Ratskellerwirtſchaft entnehmen laſſen, von der Verkäu-

ferin des Grundſtücks nebenher erworben werden.
Der von der Eigentümerin geforderte Kaufpreis von 380 000

Mark iſt als günſtig für die Stadt zu bezeichnen. Er entſpricht
ungefähr den Selbſtkoſten der Verkäuferin und findet nach Wieder-
erblühen der einzurichtenden Gaſtwirtſchaft in dem Grundſtücks
ertrag, der ſich bis zum Jahre 1915 auf 13 500 Mk. belief, eine
angemeſſene Verzinſung. Die Verſammlung ſtimmte dem

traggeber zur Rechenſchaft zu ziehen. Ebenſo ſind die Führer Antrage zu.



Halle, 2w. April.
Das Ende des Silbergeldes

Bereits ſeit längerer Zeit iſt der Plan erwogen worden, die
bisher geltenden Silbermünzen, die ja doch nicht mehr
im Verkehr erhältlich ſind, völlig außer Kurs zu ſetzen,
Der Plan wird jetzt durchgeführt werden. Eine Verordnung
des Reichsfinanzminiſteriums, die bereits die Zuſtimmung des
Reichsrats und des von der Nationalverſammlung gewählten
Ausſchuſſes gefunden hat, beſtimmt, daß die -Mark-Stücke,
1l-Mark-Stücke, 3-Mark-Stücke und 5-Mark-Stücke ſowie die in
Form von Denkmünzen geprägten 2-Mark-Stücke einzuziehen
ſind; ſie gelten nicht mehr als geſetzliches Zah-
lungsmittel.

Bis zum 1. Januar 1921 werden dieſe Münzen kei
den Reichs und Landeskaſſen zu ihrem geſetzlichen Werte ſowohl
in Zahlung genommen als auch gegen Reichsbanknoten, Reichs
taſſenſcheine und Darlehnsſcheine umgetauſcht. Die Verpflich
tung zur Annahme und zum Umtauſch (F 2) findet auf durch
löcherte und andere als durch den gewöhnlichen Umlauf im
Bewicht verringerte ſowie auf verfälſchte Müngzſtücke keine An
wendung.

Mit dieſer Verordnung ſind alſo von nun ab ſämtliche
Silbermünzen außer Kurs geſetzt. Die Annahme der Silber-
müngzen zu dem bisher feſtgeſetzten Preiſe durch die dazu be
ſtimmten Stellen bleibt jedoch vorläufig beſtehen.

Volkshochſchule. Jm neuen Zeitabſchnitt finden folgende
Vorleſungen ſtatt: 1. Elektriſche Maſchinen, ihre Bauart und
Wirkungsweiſe. Jng. Hoffmann. Donnerstag, abends von
8--10 Uhr im Zimmer 5 der Handwerkerſchule. Vortrags
abende: 22 und 29. April, 6. und 20. Mai, 3., 10., 17. und
24. Juni, 1. und 8. Juli 1920. 2. Deutſche Dichtungen klaſſ.
und moderner Dichter. (Arbeitsgemeinſchaft) Lektor Dr. Witt
ack, Mittwoch abends von 249—10 Uhr im Hörſaal 16 der Uni
verſität. Vortragsabende: 12., 19. und 26. Mai, 2., 9., 16., 23.
und 30. Juni, 7. und 14. Juli 1920. 8. Einführungskurſus in
die franzöſiſche Sprache. Studienrat Dr. Kriete. Oberlehrerin
Kwaſt. Jn den Kurſen werden die im Januar begonnenen
Lehrgänge fortgeſetzt. Hörerkarten zu den Vorleſungen werden
von Dienstag, den 20. d. M. ab im Büro der Schulverwaltung,
Rathausſtraße 4, I, Eingang Kleine Steinſtraße, abgegeben.
Dienſtſtunden von 8-3 Uhr. Die Teilnehmer an den Lehr
gängen über Fremdſprachen werden zu einer Vorbeſprechung
Mittwoch, den 21. April, abends 8 Uhr, im ſtädtiſchen Lygeum,
kllte Promenade 21, eingeladen. Jm Winterhalbjahr iſt für
die Volkshochſchule ein reichhaltiges Programm mit ſyſtemat.
Aufbau der Lehrgänge vorgeſehen.

Die 42. Jahresverſammlung der Miſſionskonferenz in der
Provinz Sachſen findet in den Tagen vom 25. bis 28. April in
Halle ſtatt. Jm Mittelpunkt der Verhandlungen ſteht die
Hauptverſammlung am 27., vormittags 1024 Uhr (Thaliaſäle), wo
Miſſions Inſpektor Wür z Baſel die Frage: „Wie können wir

t noch Miſſion treiben?“ behandeln wird. Jn den beiden
bendverſammlungen Montag: Heidenmiſſion und Volksmiſſion,
in ihrer Verſchiedenheit und Uebereinſtimmung (Miſſionsſup.
Uhlig Karolinen) und Dienstag: „Miſſionariſche Kriegs
erfahrungen aus Oſtafrika (Miſſionar NeuhausVerlin) und
„Wie hat der Krieg auf die Eingeborenen und auf die Miſſions
arbeit in Südweſtafrika gewirkt?“ (Miſſionar VedderBarmen).
Neben dieſen drei Hauptveranſtaltungen ſtehen am 26. nach
mittags die Sonderberatungen der verſchiedenen Geſellſchaften,
die für die Provinz en in Betracht kommen: Berliner,

nerſche, Bielefelder Miſſionsgeſellſchaft, Rheiniſche Miſſion,
Brüdergemeine und Jeruſalemsverein. Die Feſtpredigt am
26., abends 6 Uhr in der Marktkirche: Pfarrer Graf von
LüttichauBerlin, früher in Konſtantinopel. Lehrermiſſions-
konferenz und Agentenverſammlung am 27., nachmittags 83 Uhr.
Eingeleitet wird die Geſamttagung mit einer Veranſtaltung des
Halliſchen Vereins für ärztliche Miſſion (Dr. med. Meinhof) und
mit Darbietungen für die Jünglings- und Jungfrauenvereine
ſowie Kindergottesdienſten in ſechs verſchiedenen Kirchen. Den
Abſchluß bilden am Mittwoch, den 28., vertrauliche Beſprechungen
der anweſenden Miſſionare und Vertreter und die religions
wiſſenſchaftliche Konferenz. Das vollſtändige Programm iſt durch
den Vorſitzenden der Konferenz, Prof. D. Haußleiter zu be

Kriegsgefangene als Arbeitskräfte. Die in den Gefangenen
kagern von Gardelegen, Salzwedel, Quedlinburg, Zerbſt, Merſe
burg noch verfügbaren Jnternierten (ehemalige ruſſiſche Kriegs

angene) können nach beſtimmten vom Reichsabwicklungsamt er
enen Bedingungen in landwirtſchaftliche, bergbauliche und ge

werbliche Betriebe als Arbeitskräfte vermittelt werden. Die An
tragsvordrucke ſind gegen Einſendung eines freigemachten Brief

umſchlags von den Gefangenenlagern, den öffentlichen Arbeits
nachweiſen oder dem Landesarbeitsamt SachſenAnhalt, Abteilung
Ausländervermittlung, Magdeburg, Breiter Weg 246, III, zu be

Deutſcher Volksbund. Auf den heute abend um 8 Uhr im
„Thaliaſaal“ ſtattfindenden öffentlichen Vortrag des Rittmeiſters
Jürgen von Ramin über „Die Judenfrage“ machen wir noch-
mals aufmerkſam.

Verein ehemaliger ſtädtiſcher Oberreaſſchüler. Am Sonn-
abend fand die diesjährige gut beſuchte ordentliche Hauptverſamm
ung ſtatt, in welcher zunächſt der langjährige erſte Vorſitzende,
berr Bankier Robert Somburg, den Bericht über das ver-
Hoſſene elfte Geſchäftsjahr erſtattete Bemerkenswert daraus iſt,
daß der Verein im ſtarken Aufblühen iſt, da im letzten Jahr allein
ß5 ehemalige Mitſchüler beitraten, ſo daß jetzt die ſtattliche Mit
gliederzahl von 225 erreicht wurde. Die Vorſtandswahl ergab
einſtimmige Wiederwahl der bisherigen Vorſtandsmitglieder; nur
wurden einige Erſatzwahlen für Beiſitzer vorgenommen Schließ-
lich wurde noch eine angemeſſene Beitragserhöhung ſowie die
Abhaltung der Feier des 11. Stiftungsfeſtes am 12. Mai durch
eine größere Veranſtaltung beſchloſſen.

Der Verein zur Bekämpfung der Tuberkuloſe in Halle
teilt uns mit, daß er ärztliche Sprechſtunden für den Mittelſtand
eingerichtet hat. Anmeldung in der Sprechſtunde der Schweſtern
täglich von 3--4 Uhr (Salzgrafenſtraße 1). Der Verein hofft, daß
dieſe Einrichtung recht reichlich benutzt wird. Für die Mittel
ſtands angehörigen kommt ebenſo wie für die ſonſtigen Pfleglinge
der Fürſorgeſtelle in Frage: ärztliche Unterſuchung und Beratung
(nicht Behandlung), Beihilfen zur Durchführung von Heilanſtalts-
kuren für Erwachſene und Kinder, ſonſtige Beihilfen bei Er
krankungsfällen an Tuberkuloſe, Wohnungsbeſuche durch die
Schweſtern. Nach Möglichkeit iſt eine Ueberweiſung durch den
Hausarzt mitzubringen. Als Mittelſtandsangehörige in dieſem
Sinne werden alle Familien betrachtet, deren Ernährer Bei-
träge an die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte zahlen
oder ſolche, die dieſen gleich zu erachten ſind.

Konzert zu Gunſten der Grenzſpende. d
ſtinmung in den Gebieten unſerer Oſtmark rückt
Deutſche, Helfs, daß uns dieſe Toile erhalten bleiben!

ige Verein der Oft- und Weſtpreußen veranſtaltet daher am
Mai d. J., abends cm 8 Uhr, in der Saalſchloßbrauevei ein

Konzert zum Beſten der Grenzſpende.

Der Tag der Ab-
näher.

das aus
9

Der

Gleichzeitig wird da
)urch allen muſikliebenden Kreiſen der Bevölkerung Gelegenheit

harmoniſche Orcheſter unter perſönlicher Letung“ Obermuſik
meiſter Steuers zum erſten Male zu hören. Der Eintritts
preis beträgt 2 Mark.

Samilien Nachrichten
Verlobung. Viktoria Schüler mit Karl Stradtmann-

Leipzig.
Todesfälle. Am 17. April Franz Hennicke im 67. Lebens-

jahre. Am 18. April HansJoachim Claus im 1. Lebens-
jahre. Am 17. April Eliſe Könnicke geb. Schulz im 73. Le
bensjahre. Am 18. April Wilhelmine Schulze geb. Arndt
im 72. Lebensjahre. Am 17. April Lokomotivführer Edmund
Strahl im 61. Lebensjahre. Am 17. April Paul Höpfner
im 30. Lebensjahre. Am 17. April Louiſe Schinkel geb.
Bieräugel im 58. Lebensjahre.

in Sachſew
Einigkeit des Bürgertums in Braunſchweig

Braunſchweig, 19. April.

Drahtmeldung unſeres b-Mitarbeiters)
Bei der am Sonntag ſtattgefundenen Wahl eines Stadt

rates ſiegten die Bürgerlichen über die Sogialiſten. Die
Bürgerlichen erhielten 23 739 und die Unabhängigen und Mehr-
heitsſogzialiſten 21307 Stimmen. Das iſt das erſte Mal ſeit
40 Jahren, daß in der Stadt Braunſchweig eine bürgerliche
Front einen Sieg über die Sozialiſten davongetragen hat.

tzk. Erfurt, 19. April. (Die Errichtung eines Poſt
ſcheckamtes) in Erfurt iſt nunmehr geſichert. Der von der
Stadt dem Reichspoſtminiſterium vorgelegte Vertragsentwurf
hat bis auf die Abmachungen über die Mietdauer die Zu
ſtimmung des Reichspoſtminiſteriums gefunden. Darüber
ſchweben noch Verhandlungen, die aber an dem grundſätzlichen
Zuſtandekommen der Angelegenheit in dem für Erfurt ge
wünſchten günſtigen Sinne nichts ändern werden.

Jena, 19. April. (Die Unterhaltungspflicht
der Univerſität Jeng) wird vom 1. April 1921 ab auf
breitere Grundlage geſtellt, indem von dieſem Zeitpunkte ab
die im künftigen Thüringer Gemeinſchaftsvertrag zuſammen
geſchloſſenen Staaten in den Beſitz und die Unterhaltungspflicht
der alten thüringiſchen Landesuniverſität eintreten. Dieſe
Uebernahme iſt in der ſoeben vom Sdaatsrat für Thüringen an
genommenen Verfaſſung für den Freiſtaat Thüringen feſtgelegt
worden. Vom Jahre 1558, dem Gründungsjahr der Univerſität,
bis 1826 bildeten S.-“Weimar und S.-Gotha allein die Erhalter-
ſtaaten, und von letzgenanntem Jahre ab traten S.- Altenburg
und S.-Meiningen hinzu. Sehr erhebliche Beiträge verdankt
die Univerſität auch der Karl Zeißſtiftung, deren geſpendete
Mittel für Jnſtitute uſw. in die Millionen gehen.

Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Original-Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung“ geſtatte

Geldmarkt unck Banken
Reichsbank. Der Ausweis für die Zeit vom 1. bis 7. April

zeigt zwar eine nicht unbeträchtliche, die gewaltige Anſpannung
der letzten Märzwoche aber lange nicht ausgleichende Entlaſtung
der Anlagen. Die geſamte Kapitalanlage vermin-
derte ſich um 1474,1 Mill. Mk. auf 43 430 Mill. Mk., die bank-
mäßige Deckung für ſich allein genommen um 1464,4 Mill. Mk.
auf 43 111,4 Mill. Mk. Auf der anderen Seite wurden den
fremden Geldern entſprechend große Summen, nämlich 1380,6
Mill. Mk. entzogen, ſo daß die Beſtände auf 17 117,8 Mill. Mk.
zurückgingen. Die Entwicklung des Zahlungsmittel-
umlaufs war wiederum höchſt un befriedigend.
Jm einzelnen ſtieg der Notenumlauf um 447,3 Mill. Mk. auf
45 617 Mill. Mk. und der Umlauf an Darlehnskaſſenſcheinen um
220,2 Mill. Mk. auf 13 951,6 Mill. Mk. Während die Goldvorräte
unverändert blieben, ſtiegen die Beſtände an Scheidemünzen um
2,8 Mill. Mk. Der Darlehnsbeſtand bei den Darlehnskaſſen er
höhte ſich weiter nicht unerheblich, nämlich um 549,3 Mill. Mk.
auf 28 336,1 Mill. Mk. Ein dieſer Zunahme entſprechender Be
trag wurde der Reichsbank übergeben.

Mitteldeutſche Bodenkreditanſtalt in Greiz.
bleibt erſtmals dividendenlos. Der Gewinn aus dem laufenden
Geſchäft war im vergangenen Jahre höher als in den Vorjahren.
Da aber durch den niedrigen Kursſtand der deutſchen Reichs-
und Staatsanleihen nach Abſtoßung des größeren Teiles des
Beſtandes rund 478 000 M. aus dem Jahresgewinn abgeſchrie-
ben werden mußten, ſo verbleibt einſchließlich des Gewinmwor-
trages nur ein Reſtgewinn von 116 000 M., der die Ausſchüttung
einer Dividende nicht zuläßt. Jm Vorjahr ging die Dividende
von 5 96 auf 4 96 zurück. Hauptverſammlung 12. Mai

Girozentrale für Provinz Sachſen, Thüringen und Anhalt.
Das vierte Geſchäftsjahr iſt außerordentlich zufriedenſtellend
verlaufen. Das Unternehmen hat die Genehmigung zur Auf-
nahme und Hergabe langfriſtiger Gelder erhalten. Die Er-
teilung des ſtaatlichen Privilegs zur Ausgabe von einſtweilig
50 Mill. M. Aproz. Mitteldeutſcher Kommunalanleihe wurde er
wirkt. Das Unternehmen iſt auf dem Gebiete der Gewährung
langfriſtiger Tilgungsdarlehen ſtark in Anſpruch genommen.
Auch hat es ſich verſchiedentlich in Emiſſionsgeſchäften zugunſten
der Ordnung des kommunalen Finanzweſens betätigt. Für die
Sparprämienanleihe wurden etwa 46 Mill. M. bei dem Unter-
nehmen gezeichnet. Der Umſatz ſtieg von 2446,3 auf 6 136,6
Millionen Mark. Der Gewinn beträgt 711 380 M., der zu
45proz. Verzinſung der Betriebskapitalsanteile und zur Do
tierung der Rücklagen verwendet wird. Auf neue Rechnung wer
den 8350 M. vorgetragen.

Aktiengeſellſchaften
Das Elektrizitätswerk Crottorf plant eine Erhöhung des

Aktienkapitals um eine halbe Million Mark. Es beabſichtigt, die
Stromerzeugung durch Dampf hier einzuſtellen und zum Zwecke
des Strombezuges vom Elektrizitätswerk Sachſen-Anhalt eine
Umformeranlage in Crottorf zu errichten. Die Eſag beginnt
ſchon in den nächſten Tagen mit dem Bau einer Hochſpannungs-
leitung von 50 000 Volt, die die beiden Kraftwerke in Harbke und
Nachterſtedt verbinden ſoll, um dem Elektrizitätswerk Crottorf
eine vollkommene Sicherheit zu gewähren. Von der Umformer-
anlage Crottorf führt eine Abzweigung nach der Gewerkſchaft
Wilhelmshall bei Anderbeck, die gleichfalls den Dampfbetrieb ein-
ſtellt. Auch die Stadt Oſchersleben ſoll von Crottorf verſorgt

Das Jnſtitut

werden.
Die Sächſiſch- Thüringiſche Portland-Zementfabrik Prüſſing

K Co. teilt in ihrem Jahresbericht für 1919 mit, daß ſie im
Herbſt des laufenden Jahres ihr Werk in Schönebeck verkauft
habe. Das Kontingent beim Norddeutſchen Zementverband hat
ſich durch dieſen Verkauf nicht verringert. Der Betriebsgewinn
iſt von 3 auf 4,12 Mill. Mk. geſtiegen, allerdings erforderten auch
die Unkoſten eine entſprechend höhere Summe, und zwar
2,75 Mill. Mk. (1,87 Mill. Mk.). Nach Abſchreibungen von
559 938 Mk. (607 429 Mk.) werden aus 810 417 Mk. (598 700 Mk.)
Ueberſchuß wieder 12 Proz. Dividende verteilt. Der General-
verſammlung ſoll die Erhöhung des Aktienkapitake min 2 Mill.
Mark vorgeſchlagen werden.

Kaligewerkſchaft Bebra. Die Gewerkſchaft bringt per

j dies das erſte Mal, daß die Gewerkſchaft Ausbeute
Jn den Gewerkenkreiſen hat das Ausmaß der Ausſc
etwas enttäuſcht, man nimmt aber an, daß die Gewerkſch
regelmäßig Ausbeute verteilen wird.

Preiserhöhung für Röhren, Die Röhrenvereintgung
infolge der Kohlenpreisſteigerung den Verkaufspreis für
und Siederohre von 215 M. auf 802 M. pro Tonne, ücw
vom 1. April.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Infolge andauernder Zurückht

des Privatpublikums ließ der Börſenverkehr im allgem
größere Lebhaftigkeit vermiſſen, wenn auch die Stimmung
ungünſtig ſchien, da die erwartete baldige Befreiung Fran
von der franzöſiſchen Beſatzung und die in Oberſchleſien
tretene Beruhigung guten Eindruck machten. Regere den
trat am Montanmarkt hervor, wo Phönix auf ausländiſche g
über 20 Prozent gewann, und ferner Mannesmann,
Gelſenkirchen, Bochumer, Rheiniſche Braunkohlen namhafte d
rungen erzielten, denen andererſeits aber auch Abſchwäch
gegenüberſtanden. Chemiſche Werte wieſen vorwiegend
gänge auf. Von Elektrizitätsaktien waren Elektriſche Licht
Kraft um 14 Prozent gebeſſert. Petroleumgktien ſo
wiederum zu erhöhten Kurſen Käufer. Steauag Romang ſt
um 80 Prozent. Kolonialpapiere waren ungleichmäßig.
Anlagemarkt blieben die Kursveränderungen un weſentlich

Produktenbericht. Am Produktenmarkt geſtaltete ſich
Hafergeſchäft ziemlich ruhig bei feſter Tendenz, da die Vio
mit Angebot zurückhielt, ſich dagegen aber einige Kaufluſt,
dings nicht dringlich, zeigte. Auch Hülſenfrüchte waren ſtill
ausländiſchen Forderungen fanden keine Bewilligung. Für
pinen zeigte ſich Nachfrage. Heu und Stroh waren ruhig

Hafernotierungen:
Berlin, 19. April. Jnländiſcher Hafer, für 1000 Kg in

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahnſofortige Abladung ab Abladeſtationen 3440 Tende
behauptet.

Deviſen-Notierungen:

Geld Brief
Amſterd. Rotterd. 2322,50 2327,50
Brüſſel-Antwerp. 407,10 407.90
Chriſtiania 1248,75 1251,25
Kopenhagen 1098,75 1101,25
Stockholm 137850 1381,50
Helſingfors 344,65

Jtalien rag 99,London Budapeſt 29.97
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermitte
Dentsche Werte Deutsche Veberse e- El

4 S Deutsche Schatz- Deutsche Erdölscheine VI--IX Deutsohe Gasglähl.5 9 Deutsche Reichsanl. Deutsche Kali
4 Deutsche Waff. u. Mon.3 Donnersmarkhütte
3 J
4 Preuss. Konsols

Geld v67,65

Spanien
Wien (altes)
Oeſterreich abgeſt. 22,7

Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elberfelder Farben
Engelhard Brauerei
Felten u. Guilleaume
Gasmotoren Deutz
Gebhardt u. Co.
Gebhardt u. König
Gelsenkireh. Berghb.
Glauziger Zuckerfbr.
Hallesche Masch.-Fabr.
Hann. Maso h.
Harpener Berg
Hasper Visen
Hirsech, Kupfer
Höchster Farbw.
Hoesch Risen u. Stahl
Hohenlohbe- Werke
Humboldt-Masch.
Ilse-Berghbanu
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersleben
Körbisd. Zucker- Akt
Kyffhäuserhütte
Lahmever u. Co.
Lauchhammer
Laurahütte
Lingel, Erfurt
Linke u. Hofmann.
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Maschinenfabr. Buckan
Obersechl. Bisenb. Bed.

do. Caro Hew.
do. Kokswerke

Orenstein u. Koppel
Phönix-Bergb.
Khein. Metall-Vorz.
Rhein. Stahlwaren
Riebeek. Montan
Rombacher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zucker
Sangerhäuser Masehb.
Hugo Schneider u. Co
Schuckert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner Chamotte
Stettiner Vnlkan

e e

3 v g4 Charl. Stadtanl. 89/99
4 Magdeb. Stadtanl. 91/06
45 n. Sächs. Iandschaft-

liche Pfandbriefe
4 Preuss. Centr.-Bod.-

Pfandbriefe
4 Preuss. Hypot.-Bank-

Pfandbriefe 1911
4 Dessauer Gas-Oblig.
4

Ausländ. Werte
4 Oesterr. Kron.-Rente
4 Ungar. Gold-Rente
4 Ungar. Kronen-Rente
Fisenbahn-Aktienm:
Halberstadt -Blankenb.
Halle-Hettstedter
Schantungbahn
Allg. Lokal-Str.
Gr. Berl. Str.Magdeburger Str. -B.
Lux. Prinz Heinrich. B.
Orient bahn
Schiffahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfschift
Nordd. Lloyd

RKanken:
Bank für Thür.Berl. Handelsges.
Comm u. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank
Deutsche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner Bank
Credit-Anst. I rigMitteld. Kred b nk

Priva e ank
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank
Inäustrie- Aktien Stollberger Zjnkh.
Akt. 1. Anilin erra“, Samen-A.- G.Ailigem. Blektr.-Ges. 384 S hale-Eisenhütte
Ammendorfer Papierf. Priptis- Akt. Ges.
Anhalter Kohlenw. Türkische TabakregieAnnaberger Steingut Ver. Köln-Rottweiler
Badische Anilin Glanzetof Elvert.Bergmann EPlekt. Akt. Wegelin u. HübnerBerl. Masch. Baum Woerseh.-Welssent. Brk.
Bismarckhütte Westeregeln-AlkaliBochumer GuBßstahl Wittener Gugstabi
Chem. Fabrik Buckan Wrede-MälzereiChem. Griesheim TZeitzer Maseh.Qhem. w. Hevden Zelistot. WaldbotConsolidation Schalke
CröllwitzerPapierfabr.
Daimler-Motoren
Deutsch-Luxemburg

Otavi-Minen
Tendenz abgeschwächt.

5

Heute abend 8 Uhr entschhbef sanft nach
langem schweren Leiden unser lieber, guter Sohn

Wilfrriech,
mein gutes Brüderchen, im Alter von 5 Jahren.

Fienstedt, den 18. April 1920.

In tiefstem Schmerz

Max Zorn,
Else ZTorm geb. Lampe,
Charlotte Torn.

Die Beerdigung findet Mittwoch, den 21. April,

nachm. 4 Uhr statt.

r e

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.

wirtſchaft und Sport Hans Heiling; für den geſamten übrigen r
Teil: Erich Sellheim. Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in e
Otto Thiele, Buch und Kunſtdruckerei, Verlag der Haueſchen Zeitung H
W en

Verantwortlich für Politik Helmut Böttcher; für politiſche Nachrichten
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